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München, der Politik vor. Mängel
seien nicht nur auszumachen in der
einseitigen Gewichtung der kurativ
ausgerichteten Medizin, Defizite
seien vor allem bei der Institutiona-
lisierung von Prävention und weiter
bei der Organisation von Forschung
und Lehre für die Prävention fest-
zustellen. Die Einrichtung einer na-
tionalen Koordinierungsstelle sei
daher zu befürworten und in einer
Resolution zu fordern.

Bourmer für Gesundheitsunterricht

Für die Einführung eines obliga-
torischen Gesundheitsunterrichts

sprach sich Prof. Dr. Horst Bour-
mer, Ehrenpräsident der Ärztekam-
mer Nordrhein, aus. Die Ergebnisse
der Schuleingangsuntersuchungen
wiesen seit Jahren einen zuneh-
mend schlechteren Gesundheitszu-
stand von Jugendlichen aus.Auf die-
se Entwicklung könne die Gesund-
heits- und Bildungspolitik nur ange-
messen reagieren, wenn sie der Ge-
sundheitsförderung in der Schule
einen höheren Stellenwert einräu-
me. Nachweislich würden im Kin-
dergarten- und Grundschulalter die
Weichen für oder gegen eine gesun-
de Lebensführung- und planung ge-
stellt. Bourmer appellierte eindring-
lich an die Teilnehmer, eine entspre-
chende Resolution zu verabschie-
den.

Ohne Gegenstimme mit zwei
Enthaltungen sprachen sich die
Teilnehmer der Arbeitsgruppe „Ge-
sundheitspolitik und Prävention“
für die Einführung eines obligatori-
schen Gesundheitsunterrichts aus.

DEUTSCHER GESUNDHEITSPREIS

Anreiz für Innovation

Einen neuen Preis für innovative
Konzepte im Gesundheitswesen hat
der Berliner Quintessenz-Verlag
ausgeschrieben. Der „Deutsche Ge-
sundheitspreis“ soll vergeben wer-
den für „strukturelle Innovationen
im Gesundheitswesen, die die Qua-
lität der Gesundheitsversorgung
fördern und gleichzeitig die Wirt-
schaftlichkeit verbessern“, heißt es
in einer Mitteilung des Verlages. Der
erste Preis ist mit 25.000 DM dotiert,
der zweite Preis mit 10.000 DM.

Für die eingereichten Projekte
müssen „konkrete Realisierungs-
möglichkeiten“ bestehen und sie sol-
len „detailliert ausgearbeitet“ sein,
wie Prof. Dr. Fritz Beske bei der Vor-
stellung des Preises beim Kongreß
„Gesundheit und Medien“ kürzlich
in Düsseldorf sagte. Der Direktor
des Kieler Instituts für Gesundheits-
System-Forschung soll nach den Vor-
stellungen des Quintessenz-Verlages
der Vorsitzende des noch zu bilden-
den Stiftungsrates sein. Es soll auch
eine Jury berufen werden.

Die innovativen Vorhaben im
Gesundheitswesen können bei-
spielsweise die sektorübergreifende
Integration der Leistungsebenen,
die Selbstverwaltung der Ärzte und
Krankenkassen oder Prävention
und Gesundheitsförderung zum
Thema haben. Aussichtsreich sind
Weiterentwicklungen, die durch das
Sozialgesetzbuch abgesichert sind,
gesundheitsökonomische Relevanz
besitzen, evaluiert werden können
und Integration, Kommunikation
sowie Qualitätssicherung fördern.
Vorschläge können vom 1. Juli 1997
bis zum 30. November 1997 einge-
reicht werden.

Nähere Informationen erteilt die
Quintessenz Verlags-GmbH,

Herr Klaus Merke, Ifenpfad 2-4,
12107 Berlin, Tel. 030/761805,

Fax 030/76180-680.
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Resolution

Die Arbeitsgruppe II des Kongresses „Umbau oder Abbau im Gesundheitswesen“ fordert
die Kultusministerkonferenz der Länder auf, endlich einen obligatorischen Gesundheit-
sunterricht einzuführen, der die Vermittlung eines gesundheitsbewußten Lebensstils
zum Ziel hat. Parallel dazu soll die Fort- und Weiterbildung der Lehrer gesundheitser-
zieherische Aspekte verbindlich aufgreifen. So werden die besten Voraussetzungen für
die immer wieder gewünschte verstärkte Eigenverantwortung gelegt, wie sie der Umbau
des Gesundheitswesens nötig macht.

Gesundheitspolitik kann und darf nicht betrieben werden, ohne Präventionskonzepte
ernsthaft umsetzen zu wollen. Die Kosten im Gesundheitswesen können dadurch ekla-
tant gesenkt werden. Eine kontinuierliche Begleitforschung soll die Effizienz im einzel-
nen klären.

Bekräftigt wird die bereits von dem 2. Kongreß „Gesundheit und Medien“ erhobene For-
derung nach einem nationalen Gesundheitsförderungsprogramm. Der Bundesgesund-
heitsminister wird gebeten, dazu ein Aktionsprogramm mit Vertretern aller am Gesund-
heitswesen beteiligten Kräften erarbeiten zu lassen und in Ergänzung des Sachverstän-
digenrates einen „Deutschen Gesundheitsrat“ zu installieren, der nachhaltig die Kom-
petenz von Fachleuten zur Realisierung einer präventionspolitischen Strategie einbrin-
gen kann.

Notwendig ist auch ein stärkerer präventiver Einsatz der Ärzteschaft, der durch finanzi-
elle Anreize mit Änderungen im Abrechnungssystem gefördert werden sollte und Kom-
petenzerweiterung in Aus-, Weiter-, und Fortbildung nötig macht.

Düsseldorf, den 19. April 1997


